
der Gtudentenschaft der TH Darmstadt 
- Körperschaft des öffentl,. Rechts -

11 Einleit ung 

§ 1 Geltungsbereich

(1) Diese Finanzordnung regelt die Haushalts- und Kassen­
führung der Studentenschaft, soweit es sich um Verwaltung 
von Mitteln handelt, die in den ausschließlichen Zuständig 
keitsbereich der Studentenschaft fallen*

(2) Der Studentenschaft sugewendete zweckgebundene Mittel 
unterliegen dieser FinanzOrdnung nur insoweit, als nicht 
besondere Bewilligungsbedingungen vorliegen.,

(3 ) Soweit in dieser Finanzordnung nichts anderes festge­
legt ist, gelten die für das staatliche Rechnungs- und 
Kassenwesen getroffenen Bestimmungen,.

§ 2 Auslegung

Bei Zweifeln über die Auslegung diese" Ordnung entscheidet 
der Ältestenrat,

II, Haushaltswesen 

§ 3 Das Hausha.ltst|ahr

(1 ) Das Haushaltsjahr im Sinne dieser Finanzordnung beginnt 
am 1, Januar und endet am 31. Dezember«

(2) Die Studentenschaftsbeiträge vom Wintersemester werden 
jex^eils den Einnahmen des folgenden Haushaltsjahres zugeführt.

§ h Ordentlieber und außerordentljeher Haushait

(1) Der Haushalt gliedert sich in den ordentlichen und den 
außerordentlichen Haushalt...

(2) ln den ordentlichen Haushalt gehören die regelmäßigen 
Einnahmen und die aus ihnen zu bestreitenden Ausgaben der 
Studentens chaft,

(3 ) Der außerordentliche Haushalt umfaßt alle Einnahmen und 
Ausgaben, die nicht unter den ordentlichen Haushalt fallen, 
sowie die Zuschüsse aus dem ordentlichen Haushalt,

§ ft Haushaltsplan, ^AufStellung des Voranschlag:!

(1 ) Der Finansreferent stellt im Einvernehmen mit dem Vorstand 
und den Asta-Mitgliedern, auch der nachfolgenden Amtsperiode, 
einen Haushaltsplan auf, Der Haushaltsplan muß dem Haushalts­
ausschuß (§ 17) rech zeitig vorgelegt werden,

(2) In dem Haushaltsplan sind für die Einnahmen Mindest- und 
für die Ausgaben Höchstsätze anzusetson.

(3) Der Haushaltsplan ist mindestens eine Woche vor Beratung 
im Studentenparlament an den Anschlagbrettern der Studenten­
schaft zu veröffentlichen,

§ 6 Beratung jind_Beschlußfassung

(1) Der Haushaltsplan ist 
des alten Haushaltsjahres 
vorzulegen« Dabei muß der

spätestens in 
dem Parlament 
Finanzref erent

der vorletzten Sitzung 
der Studentenschaft 
den Entwurf begründen
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(2) Bei der Beratung des Haushaltsplanes dürfen Anträge, die 
eine Mehrausgabe zum Inhalt haben, nur dann genehmigt werden, 
wenn gleichzeitig Dockungsvorschläge vorliegen,

(3) Gegen das Votum des Finanareferenfcen ist exne Genehmigung 
des Haushaltsplanes nur mit absoluter Mehrheit aller Mitglie­
der des Studentenparlamentes möglich,

(U) Der ordentliche Haushaltsplan muß vom Parlament in drei 
Lesungen behandelt und beschlossen werden, Beschlüsse werden, 
soweit durch diese Ordnung nicht anders geregelt, mit ein­
facher Mehrheit gefaßt.

(5 ) Der Haushaltsplan ist vor der Verabschiedung durch das 
Parlament dem Vermögensbeirat vorZulagen-

(6) Der außerordentliche Haushaltsplan muß vom Haushaltsaus- 
schuß gebilligt und dem Parlament zur Kenntnisnahme vorgelegt 
werden,

§ 7 Inkrafttreten

(1) Der Haushaltsplan tritt mit seiner Genehmigung durch das 
Parlament in Kraft,,

(2) Kommt keine rechtzeitige Genehmigung zustande, sc dürfen 
die einzelnen Konten bis zu einem Drittel das Betrages des 
vorangegangenen Haushaltes belastet werden.,

(3 ) Der verabschiedete Haushaltsplan ist an den Anschlag­
brettern der Studentenschaft mindestens eine Woche auszu­
hängen,

§ 8 Abweichungen vom Hausha 1 tuspian

Alle zusätzlichen Ausgaben und Einnahmen während des Haus­
haltsjahres sind in einem Nachtrags haus ha11 zu erfassen.
Der Nachtragshaushalt bedarf der Genehmigung des Parlamentes.

III. Finanzgebare,1'1 und Kassenwesen 

§ 9 Finanzgebaren

Die Verantwortung für das Finanzgebaren der Studentenschaft 
obliegt dem Vorstand.

§ 10 Langfristige Verträge

(1 ) Alle Verfügungsberechtigten über Mittel des Haushalts­
planes dürfen verpflichtende .Verträge lediglich für die Dauer 
ihrer Amtszeit eingehen* Für über ihre Amtszeit hinausgehende 
verpflichtende Verträge, ausgenommen Anstellungsvorträge, muß 
die Genehmigung des Parlamentes vorliegen,

(2) Mit Zustimmung des Amtsnachfolgers können Verträge auch 
bis zum Ende dessen Amtszeit ohne Genehmigung des Parlamentes 
geschlossen werden.

Jjr_1 1 Dar leben, S ti peadien ̂ JBür gs chaften

(1) Stipendien, die von Organen der Studentenschaft gewähr 
--  j —  -u^-r~^ ^ C T m / ?  nos Parlamentes. Ihre Höh:werden., bedürfen der Genehmigung des 
richtet sich nach den geltenden Förderungsrichtlinien.

(2) Darlehen können nur mit Genehmigung des Parlamentes ver­
geben werden»

(3 ) Die Übernahme von Bürgschaften und finanziellen Garantien 
aller Art ist Organen der Studentenschaft untersagt.

§ 12 Vorschüsse 1

(1 ) Für Aufgaben im Bereich der Studentenschaft können V<'x



schlisse gegeben werden, Auf der Zahlungsanweisung ist der 
V ̂ rwendungszweck anzugeben, Vors cnässe sind innerhalb lh Ta­
gen zurückzuzahlen; Ausnahmen sind im Einvernehmen mit dom 
Finanzreferenten möglich.

(2) Die Verfügungsberechtigung regelt sich nach § 13 (5)

§ 13 Kontenführung

(1) Zu Beginn eines jeden Haushaltsjahres erstellt der Fi­
nanzreferent einen Kontenplan, in dem alle Konten des ordont 
liehen und des außerordentlichen Haushaltes sowie kommis­
sarische Konten Dritter (§ 1 3 (6)) enthalten sind,

(2) Die Kontenführung erfolgt durch den Finanzreferenten.

(3) , 3ämtliehe Konten werden zu Ende des Haushaltsjahres zu­
gunsten des zugehörigen Finanzkontos geräumt„ Zweckgebundene 
nicht aus den Studentenschaftsbeiträgen aufgebrachte Mittel, 
bleiben auf den Konten stehen.

(k) Auszahlungen und Überweisungen zu Lasten dieser Konten 
bedürfen der Zustimmung des jeweiligen Konteninhabers. Die 
Zustimmung ist als formgebundene Zahlungärmweioüng abzugeben

(3) Kontoinhaber sind die vorn Parlament gewählten bzw, be­
stätigten Personen, für deren Aufgabenbereich ein Konto ge­
führt wird.

(6) Der Finanzreferent kann mit Zustimmung dos Vorstandes 
kommissarische Konten Dritter führen. Über diese Konten sind 
die Konteninhaber verfügungsberechtigt«

§ 1̂- Verfügungsberechtigung über Bankkonten, Konto beim 
G tud en t enw e rk _und Kasse _ ___ ___  __

(l) Für Auszahlungen und Überweisungen aus den Bankkonten 
der Studentenschaft sowie des Kontos beim Studentenwerk sind 
grundsätzlich die Mitglieder des Vorstandes der Studenten­
schaft und der Finanzreferent zeichnungsberechtigt, und zwar 
jeweils zwei gemeinsam. In der Hegel zeichnet ein Vorstands­
mitglied zusammen mit dem Finanzrefereilten,

(2 ) Bei Auszahlungen aus der Kasse ist eine formgebundene 
Zahlungsanweisung mit der Unterschrift des Kontoinhabers 
erforderlich.

(3 ) Bei Vorschüssen und Reisekostenabrechnungen bedarf die 
Zahlungsanweisung bzw, Reisekostenabrechnung der vorherigen 
Gegenzeichnung durch den Finanzreferenten bzw, ein Vorstands 
mitglied.

§ 13 Ka s s e

(1) Im Geschäftszimmer des AStA wird 'eine Kasse geführt, die 
vom Finanzreferenten oder einer von ihm beauftragten Person 
verwaltet wird. Der Bestand der Kasse soll DM 1.000.-- nicht 
überschreiten. Beträge über DM 300,~~ sind nach Geschäfts­
schluß im Kassenschrank zu deponieren,

(2) Für die Kasse ist ein formge-bundensr Kassenbericht zu 
führen. Dieser ist mindestens wöchentlich abzuschließen,

<r> 16 Haushaltsausschuß 1 2

(1) Der Haushaltsausschuß setzt sich aus k Parlamentariern 
und einem Ältestenrat3mltglied zusammen,,

(2) Der Haushaltsausschuß wird vom Parlament spätestens auf 
der ersten Parlamentssitzung im Wintersemester gewählt und 
bleibt bis zur Wahl des nachfolgenden Ausschusses im Amt-



(3) Der Haushaltsaunschuß berät 
Aufstellung des Haushaltsplanes, 
ment über den Haushaltsplan und 
zu informieren (§§ 5, 6)

den Finanzreferraten bei dar 
Er hat die Pflicht, das Paria 

den. Jabresabschluß hinreichend

§ 17 Finanzreferent

{1) Der Finanzreferent ist für die rechnerische Richtigkeit 
sämtlicher Finanzgeschäfte der Studentenschaft verantwortlich; 
Er führt dazu eine ordnungsgemäße doppelte Buchführung, Zu 
jeder Buchung muß ein Beleg vorliegan«, Die öuchungsunterlagen 
sind 10 Jahre auf ztibewahren.

{/ 18 Abschluß

(1) Der Finanzreferent legt nach Diskussion im Haushaltsaus­
schuß dem Parlament eine Haushaltsrechnu.ng, ;owie eine Bilanz 
zum 31* Dezember jeden Jahres vora

(2) Außerdem legt der Finanzreferent vierteljährlich, eine 
vSo 11-Ist-Rechnung zur Information vor.

19 Prüfung durch den Überpi’üfun g s a u 3 s c hu ß̂ des Parlamentes

(l) Das Parlament setzt einmal im Jahr einen Überprüfungs­
ausschuß ein, der aus zwei Parlamentsmitgliedern und ei: an 
Mitglied des Ältestenrates besteht.

(2) Der Überprüfungsausschuß hat die Aufgabe, das Finanzge­
baren der Studentenschaft in sachlicher Hinsicht zu prüfen 
und dem Parlament darüber Bericht zu erstatten.

(3) Die Überprüfung hat mindestens zweimal und zwar zum 30.6,
und 31♦ 12. jeden Jahres zu erfolgen.

§ 20 Prüfungsbereich

Der Prüfung durch den Überpxüfungsausechuß unterliegen:
a) alle Einnahmen und Ausgaben, die in den Zuständigkeits­
bereich der Studentenschaft fallen- 
b^ die Bilanz zum 31* 12. jeden Jahres,
c) die Bestandsverzeichnisse über das bewegliche Vermögen 

der Studentenschaft,

§ 21 Prüfungsumfang

Die Prüfung erstreckt sich darauf, ob

a) die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich in vorschrifts­
mäßiger WEise belegt sind,

b) bei der Verwendung der Mittel nach den Bestimmungen der 
vorliegenden Finanzordnung und unter Beachtung der gebote­
nen Wirtschaftlichkeit verfahren worden ist,

c) durch organisatorische Veränderungen Mittel eingespart 
werden können, t .

§ 22 Prüfungsbericht

(1) Der Bericht des Überprüfungsausschusses muß bestätigen, 
daß die vom Finanzreferenten angafertigten Abschlüsse in Ein­
nahmen und Ausgaben rnit der Buchführung übereinstimmen und 
daß sie ordnungsgemäß belegt sind, daß der Haushaltsplan ein­
gehalten worden ist bzw, welche Abweichungen vorgekommen sind; 
ferner ob die Genehmigung des Parlamentes für überplanmäßige 
Ausgaben vorliegt bzwa noch zu erteilen ist,

(2) Der Prüfungsbericht ist schriftlich vorzulegen.



§ 2 3 Entlastung

(1) Auf G und der Prüfungsberichte wird der Finansreferent 
für seine gesamte Tätigkeit vom Parlament entlastet. Die 
Berichte bilden zugleich die Grundlage für die Entlastung
der AStA-Mitlgieder durch das Parlamente /

/
(2) Werden in den Prüfungsberichten Mängel festgestellt, so
müssen diese vor der Entlastung behoben werden.

§ 2k Prüfung durch staa.tl ich B e hör den

(1) Die Haushalts-, Geschäfts- und Kassenführung der Stu­
dentenschaft wird von den Behörden geprüft, die für die 
Hochschule zuständig sind.

(2) Sämtliche Berichte sind dem AStA., de 
und dem Über Prüfungsausschuß vorzulegen;.

Hausha11 saus£ chuß

IV, Schlußbes t immungen 

§ 25 Reisekostenordnung

Zu dieser Finanz Ordnung gehört; eine Reisekos tenordnung-.

Das Finanzgebaren zum Bet 
der S tudentensche.f t wird

rieb wirtet 
durch ergär

na ft 11 eher Un te;ra e hinan 
.7,ende Ordnungen gerege 1

§ 2 7 Ihkraf ttreten und Änderung en

Inkrafttreten sowie Änderungen dieser Finanzordnung regelt 
Art. hk- der Satzung der Studentenschaft der Technischen 
Hochschule Darmstadt„

Vorliegende Fir.anzordnung wurde auf der 10, Sitzung des 
Parlamentes der Studentenschaft der Technischen Hochachule 
Darmstadt, am 21, 6. 66, ge,, ehmigt9

Darmstadt, 11, Juli 1 9 6 6


